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Albrecht von Lucke 

Deutschland schwarz-blau –  
und unregierbar? 

Die Europawahl war nicht nur auf eu-
ropäischer Ebene ein Paukenschlag, 
sondern auch auf nationaler. Deutsch-
land präsentiert sich als tief gespalten: 
Im Westen strahlt es in Union-schwarz, 
im Osten in AfD-blau. Die Parteien 
der Ampel sind absolut abgeschlagen, 
bundesweit kommen sie zusammen 
nur noch auf 31 Prozent, in Teilen des 
Ostens dagegen sogar nur auf knapp 
zehn. Wir erleben eine zunehmende 
„Frikassierung“, eine Zersplitterung 
der Parteienlandschaft. Selbst das, 
was wir früher als Große Koalition zu 
bezeichnen gewöhnt waren, die klas-
sische Paarung aus Union und SPD, 
bringt gerade mal 44  Prozent auf die 
Waagschale. 

Fast dramatischer noch wird die La-
ge, wenn man die Zweitplatzierten be-
trachtet. Daran zeigt sich, dass die AfD 
keineswegs bloß die neue Volkspartei 
des Ostens ist, sondern immer mehr 
auch die Partei der Arbeiterinnen und 
Arbeiter. Während in Ostdeutschland 
fast immer die Union hinter der AfD 
auf Platz zwei liegt, wurde umgekehrt 
die AfD in erheblichen Teilen des Wes-
tens, insbesondere in den ehemaligen 
Arbeiterhochburgen des Ruhrgebiets, 
hinter der CDU zur zweitstärksten Par-
tei, und zwar teils deutlich vor der SPD, 
die ihren Status als Arbeiterpartei end-
gültig verloren zu haben scheint. 

Was der Scholz-SPD mit ihren nur 
noch 13,9 Prozent – dem schlechtesten 
Ergebnis bei einer gesamtstaatlichen 
Wahl seit 1887 – droht, ist das Schick-
sal der französischen Sozialisten un-
ter François Hollande. Nach dessen 
schwacher Präsidentschaft gelang es 
Emmanuel Macron, bei der Präsident-

schaftswahl 2017 als Populist der Mit-
te das alte Parteiensystem zu sprengen 
und die beiden Volksparteien, Sozia-
listen und Konservative (Les Républi-
cains), regelrecht zu pulverisieren. Ein 
ähnliches Schicksal blüht nun der in-
haltlich und personell entleerten SPD 
unter dem Zangenangriff von AfD und 
Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW). 

In Frankreich waren es die Linkspo-
pulisten unter Jean-Luc Mélenchon, 
erklärtes Vorbild von Sahra Wagen-
knecht und Oskar Lafontaine, die das 
linke Vakuum füllten. Gleiches wider-
fährt der SPD, die eine halbe Million 
Wähler an das erstmals angetretene 
BSW verloren hat – allerdings auch und 
noch gravierender 2,6 Millionen an das 
Nichtwählerlager, 1,4 Millionen an die 
Union und ebenfalls eine halbe Million 
an die AfD. 

Die auch von bürgerlicher Seite pro-
pagierte Erwartung, die neue Wagen-
knecht-Partei werde die AfD erhebli-
che Stimmen kosten – das BSW quasi 
als letzte Chance –, hat sich dagegen 
als Chimäre erwiesen. Obwohl Wa-
genknecht die Wählerinnen und Wäh-
ler der AfD im Wahlkampf regelrecht 
umgarnte, blieb der Zufluss spärlich, 
ungeachtet der Skandale um Maximi-
lian Krah und Petr Bystron. Daran zeigt 
sich, dass die Wählerbindung der AfD 
in den letzten Jahren enorm zugenom-
men hat. Viele ihre Anhänger wählen 
die Rechtsradikalen ungeachtet ih-
res Rufes – oder vielleicht sogar gera-
de deswegen. Gerade im Osten ver-
fügt die AfD inzwischen über eine fes-
te Stammwählerschaft, die sich durch 
Verfehlungen von AfD-Politikern in 
keiner Weise irritieren lässt.
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Das BSW-Klientel besteht dagegen 
ganz überwiegend aus ehemaligen 
Wählerinnen und Wählern der Links- 
partei, die mit deren Migrationspolitik 
tendenziell offener Grenzen nicht zu- 
frieden sind, und der SPD, die mit deren 
Unterstützung der Ukraine hadern. 
Mit aller Macht ist das BSW in das 
verbliebene linke Lager eingebrochen, 
haben Lafontaine und Wagenknecht 
ihre einstige Partei kannibalisiert, die 
auf nationaler Ebene keine Chancen 
mehr haben dürfte.

Panik in der Ampel

In der Ampel – und speziell bei SPD 
und Grünen – geht nun die Angst um, 
zumal mit Blick auf die im September 
anstehenden drei Landtagswahlen in 
Ostdeutschland. Beim Ergebnis der 
Europawahl habe etwas reingespielt, 
„was ich mal fast Kontaktschande nen-
nen würde“, versuchte SPD-General-
sekretär und Wahlkampfleiter Kevin 
Kühnert bei seiner Analyse den beiden 
Koalitionspartnern den schwarzen Pe-
ter zuzuschieben. Diese würden spezi-
ell im Osten von einem Teil der Bevöl-
kerung sehr stark abgelehnt, was auch 
auf die SPD abfärbe. 

So sehr diese Erklärung auch von 
eigenem Versagen ablenken soll, und 
das zumal mit einem fatalen Begriff, 
trifft sie doch einen wahren Punkt. Die 
Grünen als die größten Verlierer die-
ser Wahl sind von 20,5 Prozent 2019 auf 
11,9 abgestürzt. In den knapp drei Jah-
ren der Ampelregierung sind sie zu ei-
ner in Teilen des Landes regelrecht ver-
hassten, als toxisch begriffenen Partei 
geworden. Mit der Konsequenz, dass 
die Brandmauer seitens der Konserva-
tiven teilweise eher gegen die Grünen 
als gegen die AfD gefordert wird. 

Die Folgen sind fatal: Gerade was 
den Klimaschutz anbelangt, hat die 
Ampel verbrannte Erde hinterlassen. 
Das wiederum ist, neben Fehlern der 
Grünen, vor allem ein „Erfolg“ der 
FDP, die von Anfang an ihre Strategie 

der „Opposition aus der Regierung ge-
gen die Regierung“ vor allem gegen 
die Grünen ausgerichtet hat, egal ob 
gegen den Atomausstieg oder das Ge-
bäudeenergiegesetz. 

Und, so die Ironie der Geschichte, 
durch das Ergebnis der Europawahl 
fühlen sich die Liberalen in ihrer Kon-
frontationsstrategie noch bestärkt. 
Dass sie von ihrem, allerdings bereits 
miserablen, 2019er-Ergebnis von 5,4 
Prozent nur zwei Promillepunkte ver-
loren haben, wird als Stopp des Ab-
wärtstrends gefeiert. So im Kurs der ra-
dikalen Profilierung vermeintlich be-
stätigt, wird die FDP diesen nicht nur 
durchhalten, sondern weiter verstär-
ken – auch auf die Gefahr eines mög-
lichen Bruchs der Ampelkoalition hin.
Das aber heißt, dass bei den laufenden 
Verhandlungen um den Bundeshaus-
halt 2025 heftige Auseinandersetzun-
gen unausweichlich sind. „Unsere An-
hänger wollen uns kämpfen sehen, die 
erwarten mehr Reibung, mehr Ausei-
nandersetzung, mehr sozialdemokra-
tisches Profil“, so für die SPD noch am 
Wahlabend unisono Kevin Kühnert 
und Parteichef Lars Klingbeil. Und in 
der Tat: Gerade weil die SPD so vie-
le Wählerinnen und Wähler an das 
Nichtwählerlager verloren hat, will 
und muss sie ihre Position in der Ampel 
deutlicher kenntlich machen.

Gleiches aber gilt für die Lindner- 
FDP, die auf Bundesebene nach wie vor 
mit der Fünfprozenthürde zu kämp-
fen hat, von Ostdeutschland ganz zu 
schweigen. Alle drei Ampelpartei-
en, aber insbesondere FDP und SPD, 
kämpfen folglich immer stärker auf 
eigene Rechnung und machen kaum 
noch Anstalten, die eigene Profilie-
rung hinter das Gesamtinteresse zu-
rückzustellen. 

So dominieren die parteipolitischen 
Imperative das gesamte Agieren und 
Erscheinungsbild der Ampel. Die Kon-
sequenz ist eine höchst dysfunktiona-
le, zunehmend blockierte Regierung 
im Zustand absoluter Zerstrittenheit – 
und darüber thront ein „Nö“-Kanzler 
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als lame duck, der die eigene Verant-
wortung für den auf ihn zugeschnitten 
EU-Wahlkampf weitgehend negiert.

Angesichts dessen erscheint es fast 
als ausgeschlossen, dass die drei Par-
teien den – wieder einmal – verspro-
chenen Neuanfang schaffen können. 
Dabei wäre angesichts der außen- wie 
innenpolitisch dramatischen Lage ein 
solcher dringend geboten, als eine 
konzentrierte und konzertierte Aktion. 

Doch der systemische Parteiimpe-
rativ geht dahin, das Maximale allein 
für sich selbst rauszuholen, auch gegen 
die politische und ökonomische Ver-
nunft. Dies manifestiert sich am stärks-
ten im erbitterten Widerstand der FDP 
gegen die so dringend gebotene Ver-
breiterung der Finanzierungsgrund-
lage des Bundeshaushalts. Selbst der 
Bundesverband der Deutschen Indust-
rie (BDI), ansonsten eher Vertreter des 
schlanken Staates, fordert eine Aus-
nahme von der Schwarzen Null und 
ein Sondervermögen für den Standort 
Deutschland, genau wie die ökonomi-
schen Experten von links bis konserva-
tiv.1 Mit Investitionen von 400 Mrd. Eu-
ro in Verkehrswege, Kitas und Schu-
len, den Wohnungsbau und den Klima-
schutz sollen laut BDI der öffentliche 
Investitionsstau aufgelöst und private 
Investitionen mobilisiert werden. 

Was aber ist dagegen die handlungs-
leitende Parteilogik der FDP? Ließe 
sie die Schwarze Null oder die Schul-
denbremse fallen, würde die Union 
aus ebenfalls rein parteiegoistischen 
Gründen gegen die „Umfallerpar-
tei“ Front machen. Hinzu kommt, dass 
auch in der Bevölkerung eine deutli-
che Mehrheit für die Einhaltung der 
Schwarzen Null plädiert, gegen den 
ökonomischen Sachverstand. Deshalb 
hält die FDP an ihrem Austeritätskurs 
unverbrüchlich fest, koste es das Land, 
was es wolle. Gleichzeitig verspricht 
Lindner seiner Klientel weitere Steuer- 
erleichterungen, obwohl in dieser Not-

1	 Albrecht von Lucke, Gegen Ampel und AfD: 
Die mobilisierte Republik, in: „Blätter“, 2/2024, 
S. 5-8, hier S. 8.

lage der Republik unbedingt über das 
Gegenteil nachgedacht werden müss-
te, nämlich über eine größere Indienst-
nahme der starken Schultern.

Merz-Union: Taktik ohne Strategie

Bei alledem spielt aber auch der ver-
meintliche Wahlsieger, die Union, ei-
ne ausgesprochen unrühmliche Rolle. 
Auch ihr geht Parteiinteresse eindeu-
tig vor Landesinteresse. Getrieben von 
der Hoffnung auf baldige Neuwahlen 
und die eigene Spitzenkandidatur gibt 
vor allem der Partei- und Fraktionsvor-
sitzende Friedrich Merz keine taugli-
che Antwort auf die historische Krisen-
lage, wenn er lediglich vehement die 
Einhaltung der Schuldenbremse for-
dert. Denn jegliche Konstellation unter 
seiner Führung würde die Finanzie-
rungsprobleme der Ampel erben, die 
das Land schon jetzt an den Rand der 
Regierungsunfähigkeit treiben. 

Noch verfahrener stellt sich die La-
ge mit Blick auf den Osten dar. Teilwei-
se kommen AfD und BSW dort zusam-
men auf über 50 Prozent. Das lässt er-
ahnen, wie schwierig es zukünftig sein 
wird, Regierungen zu bilden. Doch 
während sich Sahra Wagenknecht aus 
strategischen Gründen offen für Koa-
litionen sogar mit der Union zeigt, er-
teilte CDU-Chef Merz Koalitionen mit 
dem BSW vorschnell eine Absage, die 
er für die Landesebene anschließend 
zurücknehmen musste. Denn worauf 
er auch in diesem Fall keinerlei Ant-
wort gab, ist die Frage, wie die östli-
chen Bundesländer dann zu einer Re-
gierung kommen sollen. Schließlich 
hält die Union 35 Jahre nach dem Mau-
erfall noch immer trotzig an ihrer Huf-
eisentheorie fest: Wenn es mit der AfD 
eine erwiesen rechtsextremistische 
Partei gibt, muss es, so die verquere Lo-
gik, auch ein linkes Pendant dazu ge-
ben, sprich: die Linkspartei als Nach-
folgepartei der SED. Dass Bodo Rame-
low seit bald zehn Jahren höchst soli-
de und allenfalls sozialdemokratisch 
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in Thüringen regiert, übrigens mit weit 
christlicherem Habitus als so mancher 
CDU-Politiker, spielt in dieser Betrach-
tung keine Rolle. Damit aber, so die 
Ironie der Geschichte, spielt die Uni-
on dem BSW regelrecht in die Hände. 
Denn gegen Merz‘ Verdikt stellt die 
Ost-CDU längst Gedankenexperimen-
te an, wie mit Wagenknechts neuer 
Truppe zu koalieren wäre. Und in der 
Tat: So wenig mit einer Partei außenpo-
litisch Staat zu machen ist, für die ge-
nau wie für die AfD nicht Putin, son-
dern Selenskyj der Kriegstreiber ist, 
wird man doch auf Landesebene mit 
vernünftigen Leute wie der ehemali-
gen Eisenacher Bürgermeisterin Katja 
Wolf, damals Linkspartei, heute BSW, 
reden können und müssen, wenn die 
CDU das absurde Koalitionsverbot mit 
der Linkspartei aufrecht erhalten, aber 
trotzdem regieren will.  

Die Frage ist bloß, ob sich die neue 
Partei tatsächlich in die Verantwor-
tung nehmen lassen wird. Bisher lau-
tete Wagenknechts Devise gegen den 
Reformerflügel der Linken stets: Bloß 
keine Verantwortung übernehmen, 
denn wer dies tut, kann keine Funda-
mentalkritik mehr üben. Das ist das 
Glück der Verantwortungsverweige-
rer und die Tragik derer, die Verant-
wortung übernehmen: Wer regiert, 
macht Fehler; und wer in einer Koaliti-
on schmerzliche Kompromisse machen 
muss, entzaubert sich selbst ziemlich 
schnell und verliert so an Attraktivität. 
Das trifft längst auch die Linkspartei. 

Deswegen plädierte Wagenknecht 
in der Vergangenheit stets gegen Ko-
alitionen und für Fundamentaloppo-
sition. Und da sie mit ihrer neuen Par-
tei in erster Linie auf die Bundestags-
wahl zielt, würde eine Regierungs-
übernahme in einem Ostbundesland 
ihre Strategie grundlegend gefährden. 
Das nämlich ist der große strategische 
Vorteil der AfD wie auch des BSW: 
Die rote Karte kassieren nur Parteien, 
die an der Regierung sind. Die Radi-
kalen profitieren dagegen davon, dass 
sie keiner Bewährung ausgesetzt sind. 

Das wiederum ist ein Grund dafür, wa-
rum jetzt in der Union, aber auch in Tei-
len der Medien, erste Überlegungen 
angestellt werden, ob man nicht auch 
die AfD entzaubern müsse, indem man 
sie in Verantwortung bringt. Wenn 
Merz davon spricht, dass die Wagen-
knecht-Partei sowohl links- als auch 
rechtsextrem sei, warum sollte man 
dann nicht gleich mit einer wenigstens 
„nur“ rechtsextremen AfD koalieren? 
So lautet die Argumentation in einem 
Teil der CDU, dem die AfD-Mitglieder 
ohnehin viel näher sind; viele davon 
gehörten schließlich einst zur Union – 
warum also nicht koalieren? 

Das rationale Argument dahinter 
ist das genannte: Desavouieren und 
blamieren können sich Parteien tat-
sächlich vor allem in Verantwortung. 
Siehe Robert Sesselmann, den ersten 
AfD-Landrat in Sonneberg, der nach 
einem Jahr schon deutlich an Zuspruch 
verloren hat. 

Aber: Anders als im kommunalen 
Bereich werden auf Landesebene Ge-
setze erlassen. Schon deshalb verbie-
tet es sich, eine erwiesen rechtsextre-
mistische Partei hier in Verantwortung 
zu bringen. Und zwar nicht zuletzt des-
halb, um zu verhindern, dass sie auf 
diese Weise salonfähig gemacht wird. 

Österreich ist dafür das schlagende 
Beispiel: 2000 kam Jörg Haiders FPÖ 
erstmals als Juniorpartner in die Bun-
desregierung; 2018 folgte, jetzt schon 
als Vizekanzler, Heinz-Christian Stra-
che; und am 29. September könnte Her-
bert Kickl zum selbsternannten „Volks-
kanzler“ gekürt werden – ein weite-
rer großer Schritt der Normalisierung 
des Rechtsradikalismus in Europa. 
Angesichts der rasenden „Entdämoni-
sierung“ der Ultrarechten sei an dieser 
Stelle auch an den deutschen Weg erin-
nert. 1930 gab es die erste Regierungs-
beteiligung der NSDAP auf Landese-
bene, drei Jahre später war Adolf Hitler 
Reichskanzler. Und so sehr sich die Zei-
ten und Akteure auch unterscheiden: 
Schon damals begann das Elend der 
„Entzauberung“ in Thüringen.


